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Stephen Bannon, die dunkle Macht hinter Trump. ZEICHNUNG: SAKURAI

Hattenwir’sdochgeahnt!MitDekretendurchregierenwie
Donald Trump: Das würde auch ihm gefallen, ließ Bay-
ernsAlleinherrscherHorst Seehofer jetzt durchdieBlume
wissen. Der umtriebige CSU-Chef hat es, der ewigen „Ar-
beitskreise“ und „Prüfgruppen“ müde, nicht bei neidvol-
len Blicken gen USA belassen – und per Erlass seines In-
nenministeriums ein Arbeitsverbot für Asylbewerber mit
geringer Bleibeperspektive verhängt. Und siehe da: Der
„Erfolg“ ist ähnlich durchschlagend wie in Trumps USA.
Nicht nur die Helferkreise stehen auf den Barrikaden.
SondernauchvieleKommunalpolitiker ausSeehofersCSU.

Und das völlig zu Recht. Denn das Arbeitsverbot ist un-
menschlich, töricht undkontraproduktiv.Unmenschlich,
weil es die überwiegend jungen Männer dazu verdammt,
in ihren Flüchtlingsheimen nutzlos vor sich hin zu gam-
meln (oder sie gar zum Drogenhandel und allerlei ande-
rem Unsinn verleitet). Töricht, weil die dadurch verstärk-
tenAggressionen in denUnterkünften unserer jetzt schon
überfordertenPolizei jedeMengeZusatz-Ärger aufhalsen;
eine Spaltung der Heimbewohner in Flüchtlinge erster
Klasse (mit Arbeitsrecht) und zweiter Klasse (ohne Ar-
beitsrecht) wirkt wie ein Brandbeschleuniger, weil das
Neid undMissgunst schürt. Und kontraproduktiv, weil es
Asylbewerbern von Anfang an das fatale Signal sendet,
dass man sich in Deutschland nicht anstrengen soll, son-
dern lieber die Hände in den Schoß legt. Darüber lacht
man sich selbst in Trumps schrägem Amerika tot. Dort
wird von jedemNeuankömmling (so er denn hereingelas-
sen wird) selbstverständlich erwartet, dass er sich seinen
Lebensunterhalt von der erstenMinute an selbst verdient.

Schon klar: Die CSU treibt die Sorge um, dass sich gut inte-
grierteAsylbewerbernachErhaltdesAblehnungsbescheids
nichtmehr so leicht in dieHeimat zurückschicken lassen,
weil dann ihrUmfeld –Arbeitgeber,Helferkreis,Kirchen–
alle Register ziehen. Doch dagegen sind Arbeitsverbote
das falsche Mittel. Hier helfen nur schnellere Verfahren.
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Bayerns Arbeitsverbot für Asylbewerber

Das falsche Mittel

KOMMENTARE
Trump eine heftige Antwort
von einer Gesellschaft zu er-
warten hat, die nicht nur ihre
Rechte und Freiheiten als un-
antastbar ansieht, sondern
auch ihre Identität als Nation
von Einwanderern.“

EL PAIS, MADRID

„Vor allem aber läuft Trump
mit seinem Schnellfeuer-Prin-
zip Gefahr, am Ziel vorbeizu-
schießen. Dass radikalisierte
Islamisten eine Bedrohung für
die USA darstellen, liegt auf
der Hand. (...) Es hätte zweifel-
los gereicht, in aller Stille eine
Überprüfung der Visaverfah-
ren anzuordnen und dabei zu-
erst die wichtigsten Sicher-
heitslücken zu identifizieren.
Dochdieser Präsident liebt den
großen Paukenschlag und hat
kaum Gehör für die Warner in
seiner Partei, die bleibende
Schäden für das Ansehen der
USA befürchten.“

NEUE ZÜRCHER ZEITUNG

zu Trump
„Was wir über die Erarbei-
tung dieses Dekrets hören – in
kleiner Runde und ohne die
wichtigsten zuständigen Re-
gierungsvertreter – lässt es ei-
nem eiskalt den Rücken he-
runterlaufen. Das Gleiche gilt
für den zunehmenden Ein-
fluss, der dem ultranationalis-
tischen Ideologen Steve Ban-
non im Team des Weißen
Hauses eingeräumt wird. (...)
Die europäischen Staats- und
Regierungschefs müssen eine
harte Haltung bewahren, um
die amerikanischen Gegen-
kräfte zu ermutigen, ihre Auf-
gabe zu erfüllen. Es ist die
einzige Möglichkeit, diesen
gefährlichen Präsidenten zur
Vernunft zu bringen.“

LE MONDE, PARIS

„Die Proteste auf den Flughä-
fen und in vielen anderen Be-
reichen der amerikanischen
Bevölkerung beweisen, dass
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ziehungen zwischen Brüssel
und London.
Unterdessen habenKritiker

von Donald Trump mit einer
Petition gegen den geplanten
Staatsbesuch des neuen US-
Präsidenten in Großbritan-
nien eine Parlamentsdebatte
am 20. Februar erzwungen.
Die Petition sieht vor, dass
Trumpnicht grundsätzlich ein
Besuch in Großbritannien
verwehrt werden soll. Aller-
dings soll ihmnicht die höchs-
teprotokollarischeFormeiner
Visite – ein förmlicher Staats-
besuch – gewährt werden. Teil
eines solchen Staatsbesuchs
wäre auch ein Empfang des
Gastes mit allen Ehren durch
Königin Elizabeth II.

komplette Tage vorgesehen.
Nach der Verabschiedung soll
die Vorlage dann ins Ober-
haus gehen,das ab20.Februar
darüber beraten will.
Die Regierung hat die Er-

wartung geäußert, dass die
parlamentarische Zustim-
mung bis zum 7. März unter
Dach und Fach ist. Nach In-
formationen der „Times“
könnte sie dann bereits bei ei-
nem EU-Gipfel am 9. und 10.
März den EU-Austritt nach
Artikel 50desEU-Vertrags be-
antragen. Bislang war mit ei-
nem Termin Ende März ge-
rechnet worden. Nach Einrei-
chen des Antrags beginnen
zweijährige Verhandlungen
über die Entflechtung der Be-

im Unterhaus zu bleiben, um
mögliche Gegenanträge der
Opposition abwehren zu kön-
nen, so der „Daily Telegraph“.
Die zweite Lesung des Ge-

setzentwurfs ist für heute vor-
gesehen, für die dritte Lesung
sind kommende Woche drei

lungen ohne Parlament aufzu-
nehmen. Brexit-Minister Da-
vid Davis forderte die Abge-
ordneten auf, für die Vorlage
zu stimmen, auch wenn sie ei-
gentlich gegen den Brexit sei-
en. „Es geht in diesem Gesetz
nicht darum, ob Großbritan-
nien die EU verlassen soll“,
sagte er. „Es geht nur um die
Umsetzung einer Entschei-
dung, die längst gefallen ist“,
fügte er mit Blick auf das Re-
ferendum hinzu.
Die Vorlage der Regierung

zählt nur 143 Worte – die De-
batte darüber dürfte jedoch in-
tensiv ausfallen. Die Frakti-
onsführung der Konservati-
ven habe ihre Abgeordneten
aufgefordert, bis Mitternacht

London –DasbritischeUnter-
haus debattiert seit gestern
über einen Gesetzentwurf der
Regierung zum EU-Austritt.
Den Abgeordneten liegt ein
Entwurf vor, mit dem sie der
Regierung förmlich die Er-
laubnis erteilen, die Austritts-
verhandlungen mit der Euro-
päischen Union aufzuneh-
men. Das abschließende Vo-
tumüberdieVorlage sollkom-
mende Woche erfolgen, eine
Mehrheit dafür ist sicher.
Die Einbindung des Parla-

mentswar durch einUrteil des
Obersten Gerichts in London
nötig geworden. Ursprünglich
hatte die Regierung von Pre-
mierministerin Theresa May
geplant, die Austrittsverhand-

Britisches Parlament beginnt Brexit-Debatte
Gesetz soll EU-Austrittsantrag Anfang März ermöglichen – Petition will Trump-Besuch protokollarisch herabstufen

Startsignal für den Brexit: das
britische Unterhaus.

May, Trump und die EU

EswareineunangenehmeReise fürTheresaMay.Malwie-
der. AmMontagabendmusste die britische Premierminis-
terin nach Dublin, wo man den Brexit noch skeptischer
beäugt als im Rest der EU. Während May den Iren versi-
cherte, man wolle die Grüne Insel mit ihrer heiklen Ver-
gangenheitnichtwiederdurchGrenzzäuneteilen,erreich-
te sie die Nachricht, dass vor ihrem Dienstsitz in London
Tausende demonstrierten.Wegen ihrer US-Politik.

Es wird ungemütlich für die britische Regierung. Je toller
es Donald Trump in Washington treibt und je weiter das
Unverständnis in der westlichen Welt über seinen auto-
kratisch anmutenden Stil um sich greift – desto heikler
wird Mays Strategie, in Trump, mit dem sie vergangene
Woche demonstrativ Händchen hielt, einen neuen Part-
ner zu finden.DieEU,dienachanfänglicherSchockstarre
ihrerseits beim anstehenden Gipfel eine Strategie im Um-
gangmit Trump findenmuss, wird genau beobachten, wie
sich London positioniert. Trump stellt seit seiner Amts-
übernahme Grundwerte der westlichen Weltordnung in-
frage. May muss sich gut überlegen, ob sie dem US-Präsi-
denten auf diesemZerstörungskurs folgt, nur umamEnde
ein gutes Handelsabkommen zu bekommen.

Die Entwicklung der letzten Tage ist alarmierend. Es zeigt
sich, dass europäischeEinzelstaaten zwischen amerikani-
schen, russischen oder chinesischen Interessen zerrieben
werden könnten. Nicht nur die Briten wären gut beraten,
sich auf europäische Gemeinsamkeiten zu besinnen.

Zwischen den Stühlen
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Erdverkabelung der „Monstertrassen“

Mehr als 30 Milliarden Euro für ein paar Kabel quer
durchs Land: Die Summe, die für die geplanten Strom-
autobahnen im Raum steht, wirkt bombastisch. Die Ver-
legung der „Monstertrassen“ unter die Erde führt zu
Monsterpreisen. Kann das richtig sein?

Um die Frage zu beantworten, sollte man sich noch ein-
mal an die Zustände vor drei Jahren erinnern. Wütende
Bürger drohten ihren Protest gegen die Leitungen zu ei-
nem zweiten Wackersdorf zu machen. Bürgermeister
feilten an Gegenstrategien. Das Projekt, das die Bundes-
regierung als unerlässlich für die künftige Energieversor-
gung sieht, drohte in Blockaden und Gerichtsprozessen
stecken zu bleiben. Erst die Aussicht auf Erdverkabe-
lung gab der Sache wieder eine verlässliche Perspektive.

In der Tat: Die Sache wird teuer. Vielleicht noch teurer
und vor allem völlig unkalkulierbar wäre aber eine Kon-
frontation mit der betroffenen Bevölkerung gewesen.
Langfristig zahlt es sich aus, bei einem derart fundamen-
talen Projekt die Menschen mitzunehmen. Allerdings
muss auch dabei Maß und Ziel gewahrt bleiben. Land-
wirte verlangen schon eine Maut für die Durchleitung
unter ihren Flächen. Ob solche Forderungen noch be-
rechtigt sind, muss man ernsthaft hinterfragen.

Befriedung und ihr Preis
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Austrittserklärung: Bis spätestens 31. März will
Premierministerin Theresa May den Europäischen
Rat offiziell vom Austrittswunsch ihres Landes in
Kenntnis setzen. Das ist Voraussetzung für den
Start der Austrittsverhandlungen.
EU-Mandat: Sobald das Schreiben aus London
eintrifft, zurrt die Rest-EU in drei Schritten ihre
Verhandlungslinie fest: Ein Sondergipfel der 27
Staats- und Regierungschefs beschließt drei bis
fünf Wochen später Leitlinien. Auf dieser Basis
schlägt die EU-Kommission den Start der Ver-
handlungen und ein Mandat vor und lässt es vom
Rat bestätigen.
Verhandlungen: EU-Chefunterhändler Michel

Barnier und sein Team von gut 20 Experten ge-
ben sich 18 Monate für die eigentlichen Verhand-
lungen über den Austritt Großbritanniens und
Übergangsregelungen, also etwa bis Oktober
2018.
Ratifizierung: Auf EU-Seite muss das Austrittsab-
kommen vom Europaparlament gebilligt und dann
vom Rat angenommen werden – und zwar ohne
Großbritannien. Premierministerin May will den
Vertrag auch dem britischen Parlament vorlegen.
Fristende: Das ganze Verfahren muss binnen
zwei Jahren nach dem offiziellen Austrittsgesuch
abgeschlossen sein, in dem Fall also wohl bis En-
de März 2019.

Wie geht es weiter beim Brexit?

Gipfel in surrealen Zeiten
VOR DEM EU-TREFFEN IN MALTA ...........................................................................................................................................................................................................................................

te Balkanroute weitgehend
dicht ist, machen der EU vor
allem die Überfahrten von Li-
byen übers Mittelmeer Kopf-
zerbrechen. Rastlos reist die
Kanzlerin durch Europa: ges-
tern Stockholm, morgen die
Türkei, am Freitag Malta, am
kommenden Dienstag War-
schau. Reisediplomatie in in-
tensivster Form.
Nach demPaktmit der Tür-

kei wollen EU-Kommission
und Ratspräsidentschaft nun
eine Partnerschaft mit Libyen.
Europa bildet derzeit libysche
Küstenwächter aus, die
Schlepperboote abfangen und
die Menschen zurück nach
Nordafrika bringen. Doch Li-
byen ist kein funktionierender
Staat, die Küste ist 2000 Kilo-
meter lang und kaum unter
Kontrolle. Die Hilfsorganisa-
tionÄrzte ohneGrenzen sieht
katastrophaleBedingungen in
libyschen Internierungsla-
gern, in die abgefangene
Flüchtlinge gebracht werden.
Merkel äußert sich denn

auch sehr zurückhaltend.
Zwar sei es richtig, illegaleMi-
gration zu unterbinden. Aber
zurückschicken nach Libyen
könne man Menschen erst,
wenn sich die Menschen-
rechtslage verbessert und die
Regierung sich stabilisiert ha-
be. Auch im EU-Dauerstreit,
wie Flüchtlinge fairer verteilt
werden, erwartet Merkel kei-
nen Durchbruch. „Das ist
noch ein dickes Brett, das wir
zu bohren haben“, sagt sie. So
ist nicht ganz klar, wie die EU
auf Malta die von Merkel ge-
forderten „gemeinschaftli-
chen Signale“ aussenden soll,
wenn im ersten Teil des Tref-
fens das Thema erneut durch-
gewalkt wird.
Daran nimmt die britische

Regierungschefin May noch
teil. Nachmittags muss May
dann die Runde verlassen,
denndiebleibenden27Länder
wollen ohne sie über die Zu-
kunft nach dem Brexit reden.

Krisenzeit in der EU.Wie-
der mal. Jenseits des At-
lantiks tobt Trump, Euro-
pa sucht verzweifelt nach
einer Linie in der Frage
der Migration. Die Britin
May muss den Verhand-
lungstisch beim Gipfel in
Maltaverlassen,wennZu-
kunftsfragen entschie-
denwerden. Und Kanzle-
rinMerkel reist von einer
Hauptstadt zur anderen,
um den EU-Laden zusam-
menzuhalten.

VON V. SCHMITT-ROSCHMANN

Valletta/London/Berlin –
Von Freunden verlassen, von
Gegnernbedrängt–„surrealis-
tisch“ nennt Ratspräsident
DonaldTuskdieZeiten fürdie
Europäische Union. Gut vier
Monate nach ihrem Gipfel in
Bratislava brüten Bundes-
kanzlerin Angela Merkel und
ihre EU-Kollegen am Freitag
auf Malta abermals über die
Zukunft der Gemeinschaft.
Die Lage ist noch verzwickter
geworden, seit man sich im
September in der slowaki-
schen Hauptstadt einen Neu-
start der EU vornahm.
Inzwischenhatdiebritische

Premierministerin Theresa
May einen „harten“ Brexit an-
gesagt. Rechtspopulisten von
Frauke Petry über Geert Wil-
ders bisMarineLePenproben
vor den wichtigen Wahlen
2017 den Schulterschluss ge-
gen die EU. Und der neue US-
Präsident Donald Trump er-
muntert unverhohlen weitere
Staaten zumAustritt. VonUS-
Strafzöllen und Handelskrie-
gen istnundieRede, vonMän-
nerbünden zwischen Wa-
shingtonundMoskauüberdie
Köpfe der Europäer hinweg.
Doch gerade deshalb keimt

in der EU Hoffnung auf eine

Audienz im Schloss:Merkel (ihre Hände sind gerade unterwegs zur Bildung der typischen
Raute) mit Schwedens König Carl Gustav und Königin Silvia. RTS

sionen konkrete Projekte, um
Bürgern zu beweisen, wozu
dieEUnütze ist–dasbekräftigt
die Kanzlerin diese Woche in
ihrem Podcast. Auf Malta soll
deshalb noch einmal intensiv
überdieFlüchtlingskrisebera-
tenwerden.Seitdie sogenann-

lande schlägt in dieselbe Ker-
be: „Die EU ist eineKraft, eine
Garantie, ein Schutz und ein
Raumder Freiheit undderDe-
mokratie.“
Merkel bleibt der Linie treu,

die auch in Bratislava sichtbar
wurde:Siewill statt luftigerVi-

Art trotziger Zusammenhalt.
„Europahatüberhauptkeinen
Grund, Angst vor der Zukunft
zu haben“, sagte der neue
deutsche Außenminister Sig-
mar Gabriel bei seinem An-
trittsbesuch in Paris. Frank-
reichsPräsidentFrançoisHol-

wrs
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